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Vor der diesjährigen Euro-
pawahl schlugen die Par-
teigänger des politischen 

Mainstreams laut Alarm. Sie woll-
ten die Europawahl 2019 zur 
„Schicksalswahl“ machen – wie be-
reits 2016 die Brexit-Abstimmung, 
die US-amerikanische Präsident-
schaftswahl oder die österreichi-
sche Präsidentenwahl und 2017 
die Wahl der niederländischen 
Zweiten Kammer, die französische 
Präsidentschaftswahl oder die 
deutsche Bundestagswahl. Die eu-
ropäischen unter den genannten 
Wahlgängen wurden wiederholt 
zu Volksabstimmungen zwischen 
„Pro-“ und „Anti-EuropäerInnen“ 
hochstilisiert.

Mit ihrer Hoffnung, durch die-
ses reichlich vereinfachte und po-
litisch genehme Deutungsange-
bot das Ergebnis der Europawahl 
maßgeblich zu beeinflussen, sind 
die bislang dominierenden po-
litischen Kräfte in Europa kra-
chend gescheitert: In mehreren 
Mitgliedsländern gingen radikale 
rechtspopulistische Parteien wie-
der als erste durch die Zielgera-
de – doch selbst dort, wo sie dies 
nicht taten, haben sie den politi-
schen Wettbewerb deutlich beein-
flusst. Mit ausschlaggebend wa-
ren dabei die europäische ebenso 
wie die jeweilige nationale Ebene.

Gerade in Deutschland be-
herrschten inhaltsleere Gute-Lau-
ne-Kampagnen den Wahlkampf, 
die die WählerInnen unterfor-
derten. So konnte die SPD-Kam-
pagne unter dem „Europa ist die 

Antwort“-Slogan nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass die Erwar-
tungen der BürgerInnen an eine 
problemlösungsfähige Europapo-
litik verfehlt wurden. DIE LINKE 
präsentierte eine zwar solide, aber 
unoriginelle Kampagne mit vie-
len ihrer bekannten Forderungen, 
die alle nicht falsch waren, aber 
keinen originären Europa-Bezug 
aufwiesen.

Doch nicht nur die Partei-
en des fortschrittlichen Spek-
trums bekleckerten sich nicht 
mit Ruhm. Während der keines-
wegs für revolutionäre Umtriebe 
bekannte Europäische Gewerk-
schaftsbund vor der Wahl zurecht 
inhaltliche Forderungen mit Ge-
staltungsauftrag verbreitete wie 
„Vorrang für soziale Rechte gegen-
über wirtschaftlichen Freiheiten!“, 
stimmten seine deutschen Mit-
gliedsverbände in weitgehend un-
politische Loblieder auf die EU 

ein. Mit Verweis auf Errungen-
schaften der EU ohne Bezug zur 
Lohnarbeit wie den Wegfall von 
Roaminggebühren riefen sie hier-
zulande zur Teilnahme auf.

Es reüssierten hingegen die 
Bündnisgrünen, die zwar deutli-
cher als alle anderen Parteien eine 
EU-Wohlfühl-Botschaft verbrei-
teten, aber auch auf der gestiege-
nen Prominenz des Themas Kli-
mawandel, auf ihrem Image als 
stärkste AfD-GegenspielerInnen 
sowie auf der aufgestauten Un-
zufriedenheit über die Netzpo-
litik der etablierten Parteien er-
folgreich in Richtung Wahlsieg 
surfen konnten.

Horst Kahrs bescheinigte 
in seiner Wahlanalyse für die 
Rosa Luxemburg-Stiftung tref-
fend, dass die etablierten Partei-
en kaum die politischen Streit- 
und Gestaltungsfragen abbilden 
konnten und wollten, die in der 

Finale ohne Showdown
von Alban Werner, Politikwissenschaftler, SoFoR-Mitglied aus Aachen
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Gegenwart aufgeworfen werden 
und den BürgerInnen auf den 
Nägeln brennen. Unmittelbar 
nach der Wahl wurde deutlich, 
wie berechtigt die eher zweifeln-
de Grundhaltung der Leute ge-
genüber der Politik- und Steue-
rungsfähigkeit der EU angesichts 
politischer Großbaustellen wie 
Klimawandel, Digitalisierung, in-
nereuropäischer Konfliktherde 
oder weltpolitischer Umbrüche 
eigentlich ist.

Während dieser Artikel ge-
schrieben wird, konnte noch 
immer keine Nachfolge für 
Jean-Claude Juncker als EU-Kom-
missionspräsident und keine vor-
wärtsweisende gemeinsame Li-
nie in der Klimapolitik gefunden 
werden, geschweige denn eine 
Roadmap zur Besteuerung der 
weitgehend monopolistischen In-
ternetkonzerne.

Bei Wahlen ist alles
immer auch relativ
Neben programmatischen und 
machtpolitischen Schwächen des 
politischen Mainstreams auf der 
europäischen Ebene erwies sich 
die nationale Ebene als entschei-
dend. Auch hier gilt, dass Erfolge 
von RechtspopulistInnen oft eher 
durch Schwäche ihrer parteipoli-
tischen Konkurrenz fremdgestif-

tet als durch eigene Stärke selbst 
„verdient“ sind.

In Frankreich gelang es der 
zwischenzeitlich in Rassemble-
ment National umbenannten Par-
tei von Marine Le Pen nach 2014 
zum zweiten Mal in Folge, wenn 
auch knapp vor der Regierungs-
partei und der oppositionellen 
Konkurrenz zur Wahlsiegerin zu 
werden. Von der Fragmentierung 
des französischen Parteiensys-
tems hat die dortige antineolibe-
rale Linke offenbar nur begrenzt 
profitieren können, ebensowenig 
von der Bewegung der sog. Gelb-
westen.

In Großbritannien wurde die 
neue Brexit-Party des früheren 
UKIP-Chefs Nigel Farage nicht 
nur erste, sondern überflügelte 
den Wahlsieg von UKIP bei der 
letzten Europawahl mit über 30% 
sogar deutlich, während alle ande-
ren Parteien unter 20% blieben. 
Es zeigte sich, dass das Vorgehen 
des Labour-Chefs Jeremy Corbyn 
nicht mehr aufgeht, eine eindeu-
tige Positionierung pro oder con-
tra Brexit zu vermeiden und sich 
darauf zu verlassen, sich im Ver-
gleich zu Theresa Mays unglückli-
chem Schicksal als kleineres Übel 
darzustellen.

In Deutschland gewann die 
AfD zwar bundesweit fast 4 Pro-

zentpunkte auf 11% hinzu, aber 
gegenüber den von ihr selbst er-
hofften, von anderen befürch-
ten Durchmärschen vor allem in 
Ostdeutschland war ihr Ergebnis 
für sie enttäuschend. Selbst in ih-
rer Hochburg Sachsen wurde ihr 
Wahlgewinn nur mit 25,3% und 
520.668 Stimmen erreicht – ge-
genüber noch 27% und 669.940 
Zweitstimmen bei der jüngsten 
Bundestagswahl. Der Sieg der 
AfD in Sachsen ist dennoch inso-
fern wenigstens relativ, als es ihr 
gelungen ist, zwischen der Bun-
destagswahl und der Europawahl 
weniger als die anderen Parteien 
zu verlieren – mit Ausnahme je-
doch der Bündnisgrünen, die ihre 
Stimmen im selben Zeitraum fast 
verdoppelten.

Kein eindeutiges Bild,
keine einfachen Antworten
Die parteipolitische Umbruch-
phase zeigt sich aber nicht nur 
quantitativ, sondern auch quali-
tativ. Nach Deutschland mit der 
AfD verfügt nun auch Spanien 
mit Vox über eine erfolgreiche ra-
dikal rechte Partei, nachdem das 
Land jahrzehntelang davon ver-
schont geblieben war. In den Nie-
derlanden konkurrieren auf die-
sem Gebiet sogar zwei Parteien 
mit Geert Wilders Partei für die 
Freiheit (PVV) und dem zuletzt 
erfolgreicheren Forum voor De-
mocratie (FVD) von Thierry Bau-
det.

Ein für Linke besonders kniff-
liger Fall ist Dänemark. Die Dä-
nische Volkspartei (DF) tolerierte 
nicht nur mehrfach rechtsbürger-
liche Regierungen, sondern wur-
de mit ihrer Mischung aus 
nationalistischer Innen- und Mi-
grationspolitik und Wohlfahrt-
schauvinismus zum Vorbild für 
die programmatische Neuorien-
tierung radikaler Rechtspopulis-
tInnen in vielen europäischen 
Ländern. Auch der radikale neu-
rechte AfD-Vordenker Björn Hö-
cke orientiert sich mit seine For-
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derung nach (Wieder-)Ausbau 
sozialstaatlicher Sicherungen 
nur für „echte“ Deutsche (ob be-
wusst oder unbewusst) an die-
sem rechtspopulistischen Erfolgs-
rezept.

Indes verlor die DF nicht nur 
ihre bei der Europawahl 2014 er-
langte Pole Position, sondern er-
lebte auch kurz darauf einen Ver-
lust von 12 Prozentpunkten bei 
der Folketingswahl. Ihren Ab-
sturz und den relativen Wahlsieg 
der dänischen SozialdemokratIn-
nen führen viele BeobachterIn-
nen darauf zurück, dass Letzte-
re durch Übernahme restriktiver 
Zuwanderungspolitik bei Propa-
gierung fortschrittlicher Sozialpo-
litik die wichtigsten Gewinnerthe-
men der DF neutralisiert hätten. 
Unter Linken vermischt sich der 
Streit darüber, ob diese Konstella-
tion tatsächlich ausschlaggebend 
oder vermeidbar war, mit der Fra-
ge, ob eine linke Mehrheit den 
in Dänemark gezahlten Preis tat-
sächlich wert ist.

Herausforderung und
Auftrag für die Linke
Die Europawahl und ihr Nach-
gang unterstreichen insofern, 
dass die aktuellen Umbrüche 
nicht nur die politischen Spieler 
bei Wahlen, sondern die Spiel-
regeln selbst verändern. Die an-
tineoliberale Linke braucht des-
wegen nicht nur ein Programm, 
sondern auch eine eigentliche Po-
litik auf der Höhe der Zeit.

Insbesondere an die antineo-
liberale Linke in allen fortschritt-
lichen Parteien in Deutschland 
ist damit ein wichtiger Auftrag 
für die nationale wie die europä-
ische Ebene formuliert. Um etwa 
die fortschrittlichen Regierungs-
bündnisse in Spanien und Por-
tugal, aber auch aktuell und per-
spektivisch in der Opposition 
befindliche linke Kräfte in Itali-
en, Griechenland oder Frankreich 
zu unterstützen, muss das Kor-
sett der europäischen Sparpoli-
tik möglichst gelockert und pers-
pektivisch überwunden werden. 
Gegenüber der deutschen Öffent-
lichkeit sollten Linke argumen-
tieren, dass erst die Kombinati-
on aus Spardiktaten einerseits 
und inneren Problemen anderer-
seits den Erfolg von Demagogen 
wie Matteo Salvini oder Marine Le 
Pen möglich gemacht hat.

Linke sollten weiterhin Ab-
stand nehmen von der platten 
und oft auch sachlich falschen 
Entgegensetzung von „mehr oder 
weniger Europa“. Nicht nur der 
Umfang, sondern auch die ge-
naue Richtung der EU-Integra-
tion ist fast immer umstritten 
– „mehr“ kann mehr Konkurrenz-
druck durch Verschärfung der 

neoliberalen Economic Gover-
nance, europaweite Ausschrei-
bungen oder Niedriglohnkonkur-
renz, aber auch mehr Wohlfahrt 
durch EU-weite Investitionspro-
gramme oder europäische Um-
weltschutzauflagen bedeuten.

Wer die BürgerInnen wirklich 
an einer demokratischen europäi-
schen Politik beteiligen will, muss 
ihnen mehr Differenzierung zu-
muten, als es die Debatten vor al-
lem in Deutschland bislang getan 
haben. In diesem Zusammen-
hang muss die Linke vor allem 
den unzutreffenden Eindruck 
ausräumen, dass Politik auf na-
tionaler und europäischer Ebe-
ne immer ein Nullsummenspiel 
(„eine stärkere EU geht nur durch 
weniger Demokratie und Wohlstand 
auf nationalstaatlicher Ebene“) sein 
müsse.

Auch diesem falschen Ein-
druck verdankte sich im Verei-
nigten Königreich die Populari-
tät der Formel „Take back control“ 
im Rahmen der Brexit-Kampag-
ne. Jenseits der falschen Verspre-
chungen von Europa als Allheil-
mittel oder Bedrohung sind viele 
BürgerInnen ansprechbar, wenn 
man ihnen einleuchtende Vor-
schläge europäischer Politik als 
Teil einer Problemlösung nahe-
bringt: Es haben fast alle mehr 
davon, wenn es europäische Re-
gelungen und Institutionen für 
Mindestbesteuerung, Schutz der 
Rechtsstaatlichkeit oder eine hu-
mane Migrationspolitik gibt. Dass 
eine solche Politik sogar vor al-
lem denjenigen mehr soziale Si-
cherheit, demokratische Mitspra-
che und Freiheit bringen kann, 
die bislang zu den Unterprivile-
gierten zählen, dafür ist die Linke 
den erforderlichen Nachweis lei-
der noch schuldig. s

Macht

Aber wie?
Europa sozial!

#ISTEUROPADIEANTWORT?
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SoFoR-Sommerprogramm 2019
Eine Einladung zum Mitmachen

Veranstaltung „Neosozialismus 
als neue Utopie“

Wer, wann und wo?
• Referent: Prof. Dr. Klaus Dörre, 

Soziologe an der Universität Jena.

• Montag, 08. Juli 2019, 18:00 h.

• Universität zu Köln, Human-
wissenschaftliche Fakultät, Gro-
newaldstraße 2, 50931 Köln.

Anscheinend wird die Antwort 
auf die Systemfrage heute vorwie-
gend rechts gesucht. Doch kaum 
spricht Juso-Chef Kevin Küh-
nert von Kollektivierung als Mög-
lichkeit, um schreiendes soziales 
Unrecht und umweltzerstören-
de Ressourcenvernichtung zu be-
enden, steht zur Diskussion, ob 
es nicht eine sozialistische Ant-
wort geben müsste auf die Wider-
sprüche einer weltweiten Umver-
teilung von arm zu reich und auf 
die zerstörerische kapitalistische 
Wachstumslogik.

Sozialismus? Ein System, das 
im Osten gescheitert ist, dessen 
scheinbare Neuauflage in Süd-
amerika auch jeden Glanz verlo-
ren hat? Ja, meint Klaus Dörre, 
denn klein-klein helfe uns nicht 
mehr weiter.

Führung „Neues Bauen im 
Rheinland und Palästina“

Wann und wo?
• Sonntag, 14. Juli 2019, 13:30 h.

• NS-Dokumentationszentrum, 
Appellhofplatz 23-25, 50667 Köln.

Seit die UNESCO 2003 die Wei-
ße Stadt von Tel Aviv als Weltkul-
turerbe anerkannt hat, steigen In-
teresse und Bewusstsein für das 
moderne Bauen der 1930er und 
1940er Jahre in Israel ständig an.

Neosozialismus
Wir müssten über die Eigen-

tumsfrage sprechen und darauf 
neue Antworten – auch jenseits 
des Staatssozialismus – finden, 
und wir bräuchten neue Formen 
der Demokratie, jenseits der Un-
terordnung unter Konzerninte-
ressen und Parteidiktat. Klaus 
Dörre will Konturen und Realisie-
rungschancen eines neuen, öko-
logischen Sozialismus ausloten.

Anmeldung
Eine Anmeldung ist nicht erfor-
derlich.

Der Dizengoff-Platz in Tel Aviv in einer Aufnah-
me aus den 1940er Jahren.

Der Ausdruck „Bauhaus-Archi-
tektur“ wird in Israel oft synonym 
für den Internationalen Stil oder 
Modernismus verwendet. Und 
tatsächlich haben von den vielen 
Architekten, die in dieser Zeit in 
Israel tätig waren, sechs ihre Aus-
bildung am Bauhaus gemacht.

Kosten
Der Eintritt in das Museum kostet 
für Erwachsene 4,50 Euro, ermä-
ßigt 2,00 Euro. Für Schüler*innen 
und Inhaber*innen des Kölnpas-
ses ist der Eintritt frei. Die Kosten 
der Führung trägt das SoFoR.

Anmeldung
Die Anmeldung geht über Hajra 
Spanke, hajra.spanke@gmx.de.

Wanderung zum LVR-Industrie-
Museum in Engelskirchen

Wann und wo?
• Sonntag, 18. August 2019, 09:10 h.

• Eingangshalle Bahnhof Köln 
Messe/Deutz.

Die Wanderung von ca. 11 km 
startet in Engelskirchen-Ründe-
roth. Sie geht über schattige Wald-
wege und schöne Aussichtspunk-
te bis hin zum Industriemuseum 
Engelskirchen.

Dort besichtigen wir das his-
torische Wasserkraftwerk der 
ehemaligen Baumwollspinnerei 
Ermen & Engels. Nach der Be-
sichtigung kehren wir in ein Café 
ein. Wir empfehlen aber etwas 
Rucksackverpflegung und ausrei-
chend Getränke dabei zu haben.

Die Rückkehr in Deutz ist für 
17:33 Uhr geplant.

Kosten
Für die Hin- und Rückfahrt wird 
ein VRS-Ticket der Preisstufe 4 
bzw. ein VRS-Jobticket benötigt. 
Der Eintritt ins Industriemuseum 
kostet 3,00 Euro. Ansonsten ent-
stehen außer für die eigene Ver-
pflegung keine weiteren Kosten.

Anmeldung
Die Anmeldung erfolgt über Eli-
sabeth Lange sowie Uwe Haß, 
hass.lange@gmx.de. s

Friedrich Engels, kapitalistischer Inhaber von 
Ermen & Engels, in einer Aufnahme von 1858.


